t BFG

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, gegen

1.

den am 13.02.2017 ausgefertigten Bescheid der belangten Behorde ***FA*** petreffend
Einkommensteuer fir das Jahr 2016,

. den am 15.03.2019 ausgefertigten Bescheid der belangten Behorde ***FA*** betreffend

Einkommensteuer fur das Jahr 2017,

. den am 15.03.2019 ausgefertigten Bescheid der belangten Behorde ***FA*** petreffend

Einkommensteuer fur das Jahr 2018 und

. den am 12.05.2020 ausgefertigten Bescheid der belangten Behorde ***FA*** petreffend

Einkommensteuer fur das Jahr 2019

I. den Beschluss gefasst:

. Die Beschwerde gegen die angefochtenen Bescheide betreffend Einkommensteuer fir die

Jahre 2016, 2017 und 2018 wird gemal § 260 Abs. 1 lit. b BAO als nicht fristgerecht einge-
bracht zuriickgewiesen.

. Gegen diesen Beschluss ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133

Abs. 9 iVm Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Il. zu Recht erkannt:

. Der Bescheid betreffend Einkommensteuer fir das Jahr 2019 wird abgeandert. Die Bemes-

sungsgrundlagen und die Hohe der festgesetzten Abgaben bleiben zur Beschwerdevorent-
scheidung unverandert.

. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133

Abs. 4 B-VG nicht zul3ssig.

" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/1100289/2020
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Entscheidungsgriinde

I Verfahrensgang

1. Die Abgabenbehodrde hat am 13.02.2017 den Einkommensteuerbescheid fir das Jahr
2016 ausgefertigt und am gleichen Tag dem Beschwerdefiihrer elektronisch zugestellt.

2. Die Einkommensteuerbescheide fiir die Jahre 2017 und 2018 hat die Abgabenbehotrde
jeweils am 15.03.2019 ausgefertigt und am gleichen Tag dem Beschwerdefiihrer elektronisch
zugestellt.

3. Den Einkommensteuerbescheid fiir das Jahr 2019 hat die Abgabenbehorde am
12.05.2020 ausgefertigt und am gleichen Tag elektronisch zugestellt.

4. Der Beschwerdefiihrer hat am 13.05.2020 bei der Abgabenbehorde Beschwerden ge-
gen die Einkommensteuerbescheide fiir die Jahre 2016, 2017, 2018 und 2019 eingereicht.

5. Die Abgabenbehdrde hat mit der am 26.05.2020 ausgefertigten Beschwerdevorent-
scheidung die Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid fiir das Jahr 2016, mit der am
18.05.2020 ausgefertigten Beschwerdevorentscheidung die Beschwerde gegen den Einkom-
mensteuerbescheid fir das Jahr 2017 und mit der am 04.06.2020 ausgefertigten Beschwerde-
vorentscheidung die Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid fir das Jahr 2018 ge-
maRk § 260 BAO zuriickgewiesen.

6. Mit der am 09.06.2020 ausgefertigten Beschwerdevorentscheidung hat die
Abgabenbehdrde den Einkommensteuerbescheid fiir das Jahr 2019 abgedndert und die
Einkommensteuer fir das Jahr 2019 mit € -4.203,00 festgesetzt. Abweichend vom
angefochtenen Bescheid wurden bei den Einkiinften aus nichtselbstandiger Arbeit
Werbungskosten iHv € 367,07 nicht anerkannt, dafiir aber der Pauschbetrag fiir
Werbungskosten (€ 132,00) abgezogen. Zudem wurde der Alleinverdienerabsetzbetrag mit
€ 669,00 steuermindernd berticksichtigt.

7. Der Beschwerdefiihrer hat die Entscheidung liber die Beschwerde durch das Bundes-
finanzgericht beantragt, dies mit elektronisch eingereichtem Schreiben vom 22.06.2020 betref-
fend den Einkommensteuerbescheid 2016, mit elektronisch eingereichtem Schreiben vom
28.05.2020 betreffend den Einkommensteuerbescheid 2017, mit elektronisch eingereichtem
Schreiben vom 17.06.2020 betreffend den Einkommensteuerbescheid 2018 und mit elektro-
nisch eingereichtem Schreiben vom 23.06.2020 betreffend den Einkommensteuerbescheid
20109.

8. Die Abgabenbehdrde hat die Beschwerdesache mit Bericht vom 07.07.2020 dem
Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vorgelegt.
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1. Erwagungen

1. Beschwerden gegen die Einkommensteuerbescheide 2016, 2017 und 2018

1.1. GemaR § 260 Abs. 1 lit. b BAO ist die Bescheidbeschwerde mit Beschluss zuriickzuwei-
sen, wenn sie nicht fristgerecht eingebracht wurde.

1.2. Gemal § 245 Abs. 1 BAO betragt die Beschwerdefrist einen Monat. Fiir den Beginn der
Frist ist nach § 109 BAO der Tag malRgebend, an dem eine behordliche Erledigung bekannt ge-

geben worden ist. Die Bekanntgabe erfolgt bei schriftlichen Erledigungen (Bescheiden) gemaR
§ 97 Abs. 1 lit. a BAO durch Zustellung. Elektronisch zugestellte Dokumente gelten nach § 98
Abs. 2 BAO als zugestellt, sobald sie in den elektronischen Verfligungsbereich des Empfangers

gelangt sind.

1.3. Die Daten aus dem Steuerakt belegen die elektronische Zustellung des Einkommensteu-
erbescheids 2016 am 13.02.2017 und jene des Einkommensteuerbescheids 2017 sowie des
Einkommensteuerbescheids 2018 jeweils am 15.03.2019. Die Beschwerden gegen diese Be-
scheide wurden vom Beschwerdeflihrer deutlich auRerhalb der Monatsfrist des § 245 Abs. 1
BAO eingereicht, namlich gegen alle angefiihrten Bescheide am 13.05.2020. Demzufolge war
spruchgemaR zu entscheiden und die Bescheidbeschwerde betreffend die Einkommensteuer-
bescheide fiur die Jahre 2016, 2017 und 2018 mit Beschluss (§ 278 BAO) gemals § 260 Abs. 1

lit. b BAO als nicht fristgerecht eingebracht zuriickzuweisen.

2. Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid 2019

2.1.  Fir ein Kind, flrr das Familienbeihilfe nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967
gewadhrt wird und das sich standig in einem Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer an-
deren Vertragspartei des Abkommens liber den Europaischen Wirtschaftsraum oder der
Schweiz aufhalt, steht gemall § 33 Abs. 3a EStG 1988 auf Antrag ein Familienbonus Plus zu. Der
Familienbonus Plus betragt bis zum Ablauf des Monats, in dem das Kind das 18. Lebensjahr

vollendet, firr jeden Kalendermonat € 125.

2.2. Die Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid 2019 wurde innerhalb der der
Monatsfrist des § 245 Abs. 1 BAO eingereicht. Der Beschwerdefiihrer fihrt im Vorlageantrag
vom 23.06.2020 aus, der Familienbonus Plus sei nur fiir 1 Kind gewahrt worden, er habe jedoch
Anspruch fir 3 Kinder.

2.3.  Der Beschwerdefiihrer hat nach der unstrittigen Sachlage die Anspruchsvoraussetzun-
gen auf den Familienbonus Plus fiir seine drei Kinder ***1*** x*x*p**x nd ***3*** orf{jllt,
wobei ihm fiir die beiden erstgenannten der Familienbonus Plus fiir 12 Monate im
Beschwerdejahr zusteht. Das drittgenannte Kind wurde am 19.08.2019 geboren, der
Familienbonus steht daher nur fir die Monate August bis Dezember 2019 zu. Der
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https://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=260&dz_VonAbsatz=1&dz_VonLitera=b
https://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=245&dz_VonAbsatz=1
https://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=109
https://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=97&dz_VonAbsatz=1&dz_VonLitera=a
https://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=98&dz_VonAbsatz=2
https://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=98&dz_VonAbsatz=2
https://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=245&dz_VonAbsatz=1
https://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=245&dz_VonAbsatz=1
https://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1018000&ida=EStG1988&hz_id=1018000&dz_VonParagraf=33&dz_VonAbsatz=3a
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Familienbonus Plus kann dem Beschwerdefiihrer daher im Beschwerdejahr 2019 grundsatzlich
mit einem Betrag von € 3.625,00 gewahrt werden (je € 1.500,00 fir die beiden erstgenannten
Kinder zuzlglich € 625,00 fiir das drittgenannte Kind).

2.4. Die Abgabenbehorde hat dem Beschwerdefiihrer mit dem angefochtenen Bescheid ei-
nen Familienbonus Plus iHv € 3.451,74 gewadhrt. Damit wurde dem Beschwerdefiihrer die ge-
samte Steuer (vor Abzug der Absetzbetrage) auf den Betrag null reduziert. Die Erstattung einer
Einkommensteuer unter null (Negativsteuer) ist fir den Familienbonus Plus im Gesetz nicht
vorgesehen. Nachdem die Abgabenbehdérde den Familienbonus fiir drei Kinder des Beschwer-
defiihrers im gesetzlichen Hochstmald berlicksichtigt hat, ist das Beschwerdebegehren in die-
sem Punkt nicht berechtigt.

2.5. Die Abgabenbehdorde hat mit der am 09.06.2020 ausgefertigten Beschwerdevorent-
scheidung noch Anderungen den angefochtenen Bescheid noch in Punkten abgeéndert, die
vom Beschwerdefiihrer nicht beanstandet wurden (siehe oben Punkte 1.6.). Danach ergibt sich
eine Einkommensteuer (vor Abzug der Absetzbetrage) iHv € 3.534,01. Mit dem Familienbonus
Plus in gleicher Hohe hat sie die Steuerlast auf null reduziert. Aus der sich durch den Alleinver-
dienerabsetzbetrag (€ 669,00), den Unterhaltsabsetzbetrag (€ 561,60) und den Verkehrsab-
setzbetrag (€ 400,00) ergebenden negative Einkommensteuer hat sie gemafd § 33 Abs. 8 EStG

1988 den Erstattungsbetrag in Hohe des Alleinverdienerabsetzbetrags und des Verkehrsabsetz-
betrags mit € 1.630,60 berechnet und unter Beriicksichtigung der Steuer fiir die sonstigen Be-
zlige (€ 198,66), der anrechenbaren Lohnsteuer (€ 3.332,71), sowie der Rundung gemals § 39
Abs. 3 EStG 1988 (€ 0,05) die Einkommensteuer fir das Jahr 2019 mit € -4.203,00 festgesetzt.
Dementsprechend ist angefochtene Bescheid abzuandern, womit spruchgemald zu entscheiden

war.

3. Zul3ssigkeit einer Revision

Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichts und gemal

Art. 133 Abs. 9 B-VG iVm Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen einen Beschluss des Bundesfinanz-
gerichts die Revision an den Verwaltungsgerichtshof zuldssig, wenn sie von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Eine Rechtsfrage grundsatz-
licher Bedeutung liegt vor Allem dann vor, wenn die Entscheidung des Bundesfinanzgerichts
von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung
fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsge-
richtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Eine solche Rechtsfrage stellt sich im Beschwer-
defall nicht. Die ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist demzufolge nicht zu-
lassig. Zur auBerordentlichen Revision an den Verwaltungsgerichtshof siehe nachstehende
Rechtsbelehrung.
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https://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1018000&ida=EStG1988&hz_id=1018000&dz_VonParagraf=33&dz_VonAbsatz=8
https://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1018000&ida=EStG1988&hz_id=1018000&dz_VonParagraf=33&dz_VonAbsatz=8
https://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1018000&ida=EStG1988&hz_id=1018000&dz_VonParagraf=39&dz_VonAbsatz=3
https://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1018000&ida=EStG1988&hz_id=1018000&dz_VonParagraf=39&dz_VonAbsatz=3

[...]

Innsbruck, am 16. Juli 2020

Seite 5von 5

5von5



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Erwägungen
	1. Beschwerden gegen die Einkommensteuerbescheide 2016, 2017 und 2018
	2. Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid 2019
	3. Zulässigkeit einer Revision



